
Zusatz-/Ergänzungsantrag FDP/Bürgerliste

Tagesordnungspunkt
Bezahlkarte für Leistungen aus dem Asylbewerberleistungsgesetz

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

die Fraktion FDP/Bürgerliste bittet den Rat der Stadt Dortmund um
Beschlussfassung folgenden Antrags

1. Der Rat der Stadt Dortmund begrüßt den Beschluss der
Ministerpräsidentenkonferenz und Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD)
vom November 2023 für die Einführung einer Bezahlkarte für Leistungen
aus dem Asylbewerberleistungsgesetz sowie die Vorlage eines
Gesetzentwurfs durch Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD).

2. Der Rat der Stadt Dortmund bittet die Bundesregierung , den Entwurf
von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil für eine Bezahlkarte zeitnah ins
Kabinett einzubringen, da mit Ausnahme von Mecklenburg-Vorpommern
alle Ministerpräsidenten von CDU, SPD und Grünen bei der
Ministerpräsidentenkonferenz für eine möglichst einheitliche Einführung
einer Bezahlkarte gestimmt haben.

3. Der Rat der Stadt Dortmund bedauert, dass das Land NRW keine
landeseinheitliche Lösung bei der Bezahlkarte für Leistungen aus dem
Asylbewerberleistungsgesetz anstrebt. Die Landesregierung wird
gebeten, diese Entscheidung kurzfristig zu überdenken.

4. Der Rat der Stadt Dortmund fordert die Verwaltung auf, die
Bezahlkarte schnellstmöglich in Dortmund einzuführen. Dem ASAG und
dem AFBL sind in ihren nächsten Ausschusssitzungen entsprechende
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Umsetzungsschritte und Zeitpläne vorzulegen.

5. Der Rat der Stadt Dortmund fordert das Land NRW auf, den
Kommunen die Kosten für die Einführung einer Bezahlkarte vollständig
zu erstatten.

6. Die Verwaltung wird gebeten, diesen Beschluss der Landesregierung
NRW, den Fraktionen des Bundestages und des Landtages und den
Dortmunder Bundestags- und Landtagsabgeordneten zeitnah zu
übermitteln.

Mit freundlichen Grüßen f.d.R.
Michael Kauch Sven Görgens
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer

.


